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Bundesrat will bald verhandeln
Regierung gibt Startschuss für ein Verhandlungsmandat mit der EU.

André Bissegger, Stefan Bühler, 
Remo Hess, Brüssel

Bei seinem Besuch in Bern vor 
zwei Wochen hat EU-Kommis-
sar Maroš Šefčovič klarge-
macht, wie er im bilateralen 
Dossier weitermachen möchte: 
Die Sondierungsgespräche 
rasch abschliessen, ein neues 
Verhandlungsmandat festzur-
ren und den Sack bis zum Som-
mer 2024 zumachen. Denn die 
Zeit drängt: Im Herbst 2024 tritt 
eine neue EU-Kommission an. 
Dann werden die Karten in 
Brüssel neu gemischt und eine 
Einigung mit der Schweiz rückt 
in weite Ferne.

Gestern hat sich der Schwei-
zer Bundesrat nun zu dieser 
durchaus ambitionierten Agen-
da positioniert. Fazit: Er lässt 
sich zumindest teilweise auf den 
EU-Plan ein. Grundlage ist die 
«positive Dynamik», welche auf 
allen Ebenen der Gespräche mit 
der EU festzustellen sei, so der 
Bundesrat in einer Medienmit-
teilung. Bis Ende Juni sollen des-
halb die «Eckwerte eines Ver-
handlungsmandats» erarbeitet 
werden. Gleichzeitig soll Staats-
sekretärin Livia Leu in Brüssel 
die Sondierungsgespräche zu 

Ende bringen. Grundlage bleibt 
der sogenannte Paketansatz, der 
neben institutionellen Lösungen 
auch neue bilaterale Abkommen 
im Bereich Strom, Lebensmit-
telsicherheit und Gesundheit 
vorsieht.

Lohnschutz: «Ergänzende 
Massnahmen» im Inland
Bemerkenswert ist auch, dass 
der Bundesrat das aktuelle 
Schutzniveau auf dem Arbeits-
markt mit «ergänzenden Mass-
nahmen» im Inland absichern 
will. Im Klartext heisst das: Der 
Lohnschutz soll im Inland 
selbstständig verschärft wer-
den, womöglich um andernorts 
Kompromisse einzugehen.

Die Reaktion der EU-Kom-
mission fällt jedenfalls erfreut 
aus: «Wir begrüssen, dass sich 
das positive Momentum zur 
Modernisierung der Beziehun-
gen fortsetzt». Das zeige sich 
nicht nur am aktuellen Ent-
scheid des Bundesrates, son-
dern auch in der Positionierung 
der Kantone von vergangener 
Woche und dem Bern-Besuch 
von Šefčovič, den Brüssel of-
fensichtlich als Erfolg verbucht. 
Eine Einigung werde dazu bei-
tragen, das «volle Potenzial der 

Zusammenarbeit» auszu-
schöpfen. 

In der Schweiz reagierte die 
SP erfreut: «Dass es in der Euro-
papolitik seitens des Bundesrats 
endlich eine positive Dynamik 
gibt, lässt hoffen», so National-
rat Fabian Molina. Für seinen SP-
Kollegen Eric Nussbaumer wäre 
es wichtig, dass die Schweiz bald 
wieder an den Forschungspro-
grammen mitmachen kann. Das 
würde die Dynamik im Inland 
nochmals verstärken.

Misstrauisch bleiben die Ge-
werkschaften: Die EU-Kommis-
sion habe bisher öffentlich keine 
Zugeständnisse beim Lohn-
schutz gemacht, so der Dachver-
band «Travail.Suisse». Ohne 
Zusicherungen mache es keinen 
Sinn, über konkrete Massnah-
men zu diskutieren, so Präsident 
Adrian Wüthrich. Und für SVP-
Nationalrat Franz Grütter än-
dert sich rein gar nichts. Das 
Grundproblem der dynami-
schen Rechtsübernahme und 
der Rolle des Europäischen Ge-
richtshof bleibe unverändert. 
Grüter: «Die Schweiz gibt in 
wichtigen sozial- und wirt-
schaftspolitischen Fragen das 
Zepter ab. Der Widerstand da-
gegen bleibt.»
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